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MAGWAS-BLITZ-BRIEFING: Solidarität mit Israel  

Ausgangslage: 

Die Sitzungswoche des Deutschen Bundestags steht im Zeichen der Welle des Terrors, die Israel seit den frühen 

Morgenstunden des 7. Oktobers erschüttert. Mehr als 1000 Israelis wurden durch die Terrororganisation Ha-

mas ermordet, tausende Menschen sind verletzt und eine noch unbestimmte Anzahl an Geiseln wurde nach 

Gaza verschleppt. 

 

In der Fraktionssitzung am Dienstag begrüßten wir  S. E. Ron Prosor, Botschafter des Staates Israel in Deutsch-

land. Heute gab es eine Regierungserklärung zur Lage in Israel mit anschließender Aussprache im Plenum. In 

diesem Zusammenhang beschloss der Deutsche Bundestag einen gemeinsamen Entschließungsantrag der Am-

pel-Fraktionen und der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, in welchem die Solidarität mit Israel zum Ausdruck 

kommt. Am Nachmittag werden wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Haushaltsausschuss den vorläufigen 

Stopp aller direkten und indirekten Zahlungen an die palästinensischen Gebiete beantragen, denn die Geld-

flüsse aus Europa in diese Gebiete muss dringend auf den Prüfstand gestellt werden. 

 

 

Haltung der  CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 

Die Sicherheit Israels ist für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion Staatsräson. Wir verurteilen den abscheuli-

chen und menschenverachtenden Terrorangriff der Hamas auf den Staat Israel und seine Bevölkerung. Wir trau-

ern gemeinsam mit den Familien der Opfer. Die israelische Bevölkerung hat ein Recht darauf, frei von Terror, 

Angst und Gewalt zu leben. Wir stehen mit voller Solidarität an der Seite des Staates Israel und seiner Bürge-

rinnen und Bürger. Dazu zählt selbstverständlich, dass wir Israel bei der Ausübung seines völkerrechtlich ver-

brieften Rechts auf Selbstverteidigung zur Seite stehen. 

 

Deutschland hat aufgrund seiner Geschichte eine besondere Verantwortung gegenüber dem jüdischen Staat 

Israel. Dazu gehört auch unmissverständlich klarzumachen, dass denjenigen, die auf den Straßen Deutschlands 

Gewalt gegen Zivilisten und die Ermordung unschuldiger Kinder, Frauen sowie Männer zelebrieren, mit der vol-

len Härte des Rechtsstaats begegnet wird. Die Verherrlichung von Gewalt ist NICHT durch die Meinungsfreiheit 

im Sinne des Grundgesetzes gedeckt. Die beschämenden Vorgänge auf den Straßen Berlin-Neuköllns und 

auch andernorts müssen unverzüglich aufgeklärt und strafrechtlich geahndet werden. Nichtdeutsche Staats-

bürger, die rechtskräftig verurteilt werden, müssen des Landes verwiesen werden. 

 

Wir fordern außerdem, dass alle direkten und indirekten Zahlungen Deutschlands und der Europäischen Uni-

on in die palästinensischen Gebiete sofort gestoppt und mit kritischem Maßstab einer Prüfung unterzogen 

werden. Geld kann zukünftig nur erhalten, wer sich zweifelsfrei vom Terror distanziert und die Existenz Israels 

unmissverständlich anerkennt. 

 

 

Gemeinsamer Entschließungsantrag aus der Mitte des Bundestages:  

Deutschland und Israel sind heute mehr denn je durch ein dichtes Netz politischer, wirtschaftlicher, wissen-

schaftlicher, kultureller und zivilgesellschaftlicher Kontakte eng verbunden sind. Dieses gilt es angesichts des 

großen menschlichen Leids, das in diesen Tagen über Israel hereingebrochen ist, zu bewahren und auszubauen. 

Ziel muss weiterhin eine zwischen Israel und den Palästinensern im Einvernehmen beschlossene Grundlage für 

ein friedliches Zusammenleben in zwei Staaten sein. 

 

Den Antrag zum Nachlesen finden Sie hier: Download Entschließungsantrag 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/087/2008736.pdf

